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Jugendoffiziere – pädagogisch geschul-
te junge Männer und Frauen mit lang-
jähriger militärischer Erfahrung - sind 
eines der effektivsten Instrumente für 
die Werbung und Rekrutierung jun-
ger Menschen für die Bundeswehr. Sie 
dürfen zwar nicht als »Werbeoffiziere« 
agieren, sollen aber an Schulen aus Sicht 
des Bundesministeriums der Verteidi-
gung über die Außenpolitik der Regie-
rung informieren und sie legitimieren. 
SchülerInnen sollen so dazu gebracht 
werden, die Kriege der BRD zu unter-
stützen und sich für die Bundeswehr (als 
Arbeitgeber) zu interessieren

Die erste Einheit der Jugendoffiziere 
wurde 1958 ins Leben gerufen, um die 
Bevölkerung vom Sinn der 1955 ge-
gründeten Bundeswehr zu überzeugen. 
Ihre Anzahl, damals waren es 17, ist 
seither stark angestiegen: Heute gibt es 
bundesweit 94 hauptamtliche und 300 
nebenamtliche Jugendoffiziere, die für 
ihre Rekrutierungseinsätze an der Aka-
demie der Bundeswehr für Information 
und Kommunikation (früher: Amt für 
psychologische Kriegsführung) ausge-
bildet werden. Dort lernen sie auch, wie 
sie auftreten müssen, damit SchülerIn-
nen sich mit ihnen identifizieren. 

Neben den Informationsveranstaltun-
gen nutzen Jugendoffiziere auch das 
Planspiel »Politik & Internationale Si-
cherheit« (Pol&IS). Bei 2- bis 5-tägigen 
Simulationen schlüpfen SchülerInnen 
in die Rollen von Regierungsvertrete-

Jugendoffiziere – POL&IS – WehrdienstberaterInnen
Von wegen politische Bildung!

rInnen und sollen Krisen und Konflik-
te lösen, die sich in der internationalen 
Politik entwickeln. Das Spiel zielt zwar 
nicht einfach darauf ab, das Militär oder 
Kriege vorbehaltlos zu bejubeln. Aber 
Pol&IS erlaubt es den SchülerInnen 
nicht, nach Lösungen zu suchen, die 
jenseits von Militäreinsätzen oder der 
kapitalistischen Gesellschaft liegen. Das 
Spiel erweckt den Anschein, Kritik- so-
wie Konfliktbewusstsein zu fördern – 
gleichzeitig werden aber im Spielverlauf 
klare Korridore abgesteckt, die das Mi-
litär als unverzichtbare Notwendigkeit 
legitimieren helfen.

Jugendoffiziere erreichten 2009 im 
Bundesgebiet mit 7.245 Veranstaltun-
gen mindestens 160.000 SchülerInnen. 

Dazu kommen die Wehrdienstberater, 
die die von den Jugendoffizieren vorbe-
reitete grundsätzlich positive Haltung 
gegenüber der Militärpolitik nutzen. 
Sie sind für die direkte Rekrutierung 
von Jugendlichen da und tun, was Ju-
gendoffiziere offiziell nicht dürfen: 
Karrieremöglichkeiten beim Arbeitge-
ber Bundeswehr schmackhaft machen. 
Sie werben regelmäßig in Büros der 
ARGEn arbeitslose Jugendliche an. Oft 
gehen sie aber auch gleich mit Jugend-
offizieren in die Schulen.
Im Jahr 2009 haben sie etwa 290.000 
SchülerInnen »beraten« – selbstver-
ständlich ohne das tödliche Risiko zu 
erwähnen, dem im Krieg auch Solda-
tInnen ausgesetzt sind. 

1976 trafen sich VertreterInnen der  
Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg und zahlreiche 
PolitikdidaktikerInnen im bayrischen 
Beutelsbach. Bei dieser Tagung wurden 
Mindestanforderungen für die politi-
sche Bildung in und außerhalb der Schu-
le festgelegt. Man einigte sich auf den 
sogenannten Beutelsbacher Konsens. 
Um SchülerInnen zu mündigen Men-
schen zu machen, sollen die folgenden 
drei Prinzipien im Unterricht eingehal-
ten werden:
Überwältigungs- oder Indoktrinati-
onsverbot: Lehrende dürfen ihre ge-
genüber den SchülerInnen privilegierte 
Position nicht ausnutzen, um ihnen ihre 
Meinung aufzuerlegen.
Kontroversitätsgebot: Was in der Wis-
senschaft, der Politik und der Gesell-
schaft kontrovers ist, muss auch im Un-
terricht kontrovers dargestellt werden.

BEUTELSBACHER KONSENS: 

WENIG BEACHTET, TROTzDEM WICHTIG

datInnen, um möglichst viele SchülerIn-
nen für sich zu gewinnen. Diese Einsei-
tigkeit ist ein Verstoß gegen den zweiten 
Grundsatz. Etwa 70% der deutschen 
Bevölkerung sind gegen Kriegseinsätze 
der Bundeswehr, dennoch wird diese 
Kontroverse von den Jugendoffizieren 
bewusst verschwiegen.

Auch der dritte Grundsatz wird von der 
Bundeswehr und ihren Jugendoffizieren 
aktiv missachtet. Die Jugendoffiziere un-
terschlagen gerne unschöne Fakten  und 
beeinflussen die SchülerInnen einseitig, 
so dass sie sich keine eigene Meinung 
bilden können.

Da die Bundeswehr gegen den Beutels-
bacher Konsens systematisch verstößt, 
wird man dem Beutelsbacher Konsens 
nur dadurch gerecht, dass die Bundes-
wehr den Schulen fern bleibt.

SchülerInnenorientierung: Die SchülerIn-
nen müssen in die Lage versetzt werden, 
eine politische Situation und die eigene 
Interessenlage zu analysieren, sowie nach 
Mitteln und Wegen zu suchen, die vorgefun-
dene politische Lage im Sinne der Interessen 
zu beeinflussen. 

Die Besuche der Bundeswehr an Schulen 
widersprechen jedem dieser Grundsätze. 
Denn die Jugendoffiziere überwältigen die 
SchülerInnen, weil sie den Auftrag haben, 
nur die Position des Bundesverteidigungs-

ministeriums in der Schule zu vertreten, und 
weil sie dementsprechend durch ihr Auftre-
ten bewusst ein falsches Bild von der Bun-
deswehr und ihren Kriegen erzeugen. Die 
Jugendoffiziere sind stets in einem Alter, das 
für Jugendliche nicht als »erwachsen« gilt 
und treten sehr sympathisch auf. Die Militärs 
nutzen diesen Vorteil zur Manipulation der 
Jugendlichen.

Die Bundeswehr will sich natürlich von ihrer 
besten Seite zeigen und redet deswegen 
nicht über den mörderischen Alltag der Sol-
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Werbeoffensive 2011
Also hat die Bundeswehr 2011 noch-
mal ordentlich ihren Etat aufgestockt 
und geht in die Werbeoffensive. Erstens 
macht sie eine »Medienkampagne zur 
Nachwuchsgewinnung« in Kooperation 
mit verschiedenen Zeitungen, Radio- 
und Fernsehsendern. Finanziell lässt 
sie sich dabei nicht lumpen. Alleine für 
»personalwerbliche Anzeigen« werden 
2011 5,7 Millionen Euro ausgegeben 
– zum Vergleich 2009 waren es noch 
unter vier Millionen. Die mobilen Re-
klametruppen der Bundeswehr, die bei 
Messen, Ausstellungen und auf öffent-
lichen Plätzen für ihren »Arbeitgeber« 
werben, kosten weit über zwei Millio-
nen Euro. Die Bundeswehr organisiert 
außerdem besondere Veranstaltungsfor-
mate für Jugendliche – Musikveranstal-
tungen, Sportlertreffen, SchülerInnen-
zeitungsseminare –, für die rund eine 
Million Euro eingeplant sind. Weitere 
Kosten entstehen durch Kooperationen 
mit Jugendzeitschriften oder Sport-
vereinen, den Bundeswehr-Auftritt in 
neuen sozialen Medien und die Erstel-
lung von Werbefilmen. Zusammenge-
zählt kommt man auf rund zehn Mil-
lionen Euro. Neu ist der Schwerpunkt 
auf Fernsehwerbung. Fast 1,4 Millionen 
Euro wenden die Militärs nach Minis-
teriumsangaben für coole und action-
reiche TV-Spots auf. Vor zwei Jahren 
waren es gerade mal wenige Tausend 
Euro.

Natürlich hat die Bundeswehr auch 
verstanden, dass sie in Konkurrenz zu 
anderen ArbeitgeberInnen als solcher 
attraktiver werden muss. Also hat sie 
eine sogenanntes »Maßnahmenpaket 
zur Steigerung der Attraktivität des 
Dienstes in der Bundeswehr«, das Teil 
der Bundeswehrstrukturreform ist, er-
stellt. Dieses Maßnahmenpaket bein-
haltet 82 Reformvorschläge. Anders als 
früher versucht die Bundeswehr, nicht 
nur hoch qualifizierte GymnasiastIn-
nen, sondern auch »junge Menschen 
mit unterdurchschnittlicher schulischer 
Bildung bzw. ohne Schulabschluss« und 

Schulen sind nicht das einzige Kampffeld der Bundeswehr. Denn so erfolgreich ist sie hier zum 
Glück nicht, dass sie ihren Bedarf an Nachwuchs decken kann. Schließlich muss ausreichend 

Kanonenfutter rekrutiert werden – und die Perspektive auf den Tod bei einem Auslandseinsatz 
macht die Bundeswehr als Arbeitgeberin auch nicht gerade attraktiver

Bundeswehr –

»Inländer mit Migrationshintergrund 
(ohne deutsche Staatsbürgerschaft)« 
für sich gewinnen. Diese sollen durch 
vielschichtige, flexible, individuell zu-
geschnittene Aus-, Fort- und Weiter-
bildungsangebote die notwendigen 
Fähigkeiten in Eigenregie erlernen, 
die die Bundeswehr für ihre Kriegs-
einsätze benötigt. Zudem soll auch die 
Höchstaltersgrenzen für den Einstieg in 
die militärische Laufbahn abgeschafft 
werden. Auch Familie und der »Dienst 
fürs Vaterland« sollen endlich mitein-
ander vereinbar sein. Deswegen sollen 
1.000 Kinderbetreuungsplätze und Be-
triebskindergärten bei der Bundeswehr 
eingerichtet werden.

Folgen, Liken, Abonnieren 

Die Bundeswehr will auch bei den neu-
en Entwicklungen im Bereich Internet 
mithalten und hat sich jetzt zur Nach-
wuchsgewinnung Accounts bei Youtu-
be, Facebook, Flickr, Twitter und Co. 
besorgt. Zudem wirbt sie auf zielgrup-
pengerechten Internetseiten und in für 
Außenstehende geschlossene Foren. 

Bei YouTube hat die 
Bundeswehr sich gleich 
einen kostenpflichtigen 
Premium Channel und 
zahlreich sogenannte 
Ad-Words gekauft. Kri-
tische Filme und Berich-
te über die Bundeswehr 
sucht man dabei sicher 
unter den 500 Videos 
vergebens. Doch nicht 
nur darum steht der 
Channel in der Kritik. 
Er wird nämlich vom 
Armee-Fernsehen Bun-
deswehrTV (bwTV) mit 
Material versorgt, dessen 
politische Ausrichtung 
vom Verteidigungsmi-
nisterium maßgeblich 
bestimmt wird. Dass 
eine staatliche Behörde 
einen Radio-oder Fern-

sehsender betreibt, ist aber offiziell ver-
boten. Darum kann der normale Sender 
nur in Kasernen empfangen werden. 
Über den YouTube-Channel werden 
trotzdem beinah täglich über 17.000 
AbonenntInnen mit Propagandafilmen 
indoktriniert.

Sport ist Mord
Die Bundeswehr gibt jährlich über 
600.000€ für Jugendsportförderung 
aus, allein 240.000 für die sogenannte 
Schul-Liga, ein bundesweites Fußball-
Hallenturnier für SchülerInnen, bei 
dem in 40 Städten die Mannschaften 
der Liga gegeneinander antreten. Die 
besten Mannschaften der Vorrunden-
turniere qualifizieren sich dann für das 
Finale. Die Bundeswehr tritt bei dem 
beliebten Sportevent als Premiumpart-
ner auf und ist als Werbepartner sowohl 
bei den Turnieren vor Ort als auch in 
den Medien der Schul-Liga präsent.

Im Schul-Liga-Magazin »Fußball er-
leben« wirbt die Bundeswehr zum 
Beispiel der deutschen Fußball-Natio-

nalspielerin Fatmire Bajramaj, selbst so-
genannte Sportsoldatin, für den Dienst 
an der Waffe. In einem Interview infor-
miert ein Wehrdienstberater  über die 
Karrierechancen bei der Bundeswehr 
und das Bewerbungsverfahren. Über 
die Gefährlichkeit der Einsätze verliert 
er kein Wort.

Zudem bemüht sich die Bundeswehr 
mit Videospots, Werbung auf dem On-
lineauftritt der Liga und regelmäßigen 
Ständen bei den Turnieren vor allem 
um sportinteressierte Jugendliche für 
den »Arbeitgeber Bundeswehr«. Ein 
friedlicher Fußballwettbewerb wird so 
zur Propagandaveranstaltung der Bun-
deswehr umfunktioniert.

Egal, wie und wo sich die Bundeswehr 
als Arbeitgeberin mit Zukunft verkauft, 
egal, wie friedlich und hip sie sich gibt, 
ihr Ziel bleibt das gleiche: Nachwuchs 
für die nächsten Kriegseinsätze gewin-
nen.

»Karriere mit Zukunft«?
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Die neoliberale Politik der letzten 
Jahrzehnte hat nicht nur ein Heer von 
jungen Arbeitslosen, sondern auch ein 
elitäres, selektives Bildungssystem und 
prekäre Arbeitsverhältnisse geschaffen. 
Von diesen Entwicklungen profitieren 
die Konzerne, während ein Großteil 
der Jugendlichen auf der Strecke bleibt. 
Die Bundeswehr nutzt diese Situati-
on schamlos aus und bietet den jungen 
Menschen eine »Karriere mit Zukunft« 
– sichere und gut bezahlte Arbeitsplät-
ze, ein kostenloses Studium und ein 
breites Ausbildungsangebot – um sie in 
Kriegseinsätzen zu verheizen.

In kaum einem anderen modernen Staat 
hängen die Bildungschancen so stark 
vom Beruf und Einkommen der Eltern 
ab wie in Deutschland, unter anderem 
wegen diverser Kosten wie etwa Studi-
engebühren, aber auch wegen Zugangs-
beschränkungen und Selektionsmecha-
nismen, die viele Jugendliche schon im 
Vorfeld aussortieren und von weiterer 
Bildung ausschließen. Höhere Bildung 

ist aber ist immer mehr eine notwen-
dige Voraussetzung für eine Ausbildung 
und einen Job. Die Konkurrenz wächst.
Dreiviertel aller Unternehmen in 
Deutschland bilden gar nicht erst aus. 
Deshalb sind zehntausende junge Men-
schen ohne Ausbildung, haben kaum 
Aussichten auf einen Arbeitsplatz und 
sind deshalb von Zukunftsangst und 
Perspektivlosigkeit geplagt. Jugendar-
beitslosigkeit und –armut steigen im-
mer weiter an.

Selbst wer ein Job oder eine Ausbildung 
hat, kann sich dieser oftmals nicht dau-
erhaft seines Arbeitsplatzes sicher sein, 
oder ist von prekärer Beschäftigung 
betroffen: Leih- und Zeitarbeit, Nied-
riglöhne, Dauerpraktika und andere 
Unsicherheiten und verschärfte Formen 
der Ausbeutungen sind längst keine Sel-
tenheit mehr, sondern stehen für einen 
großen Teil gerade junger Menschen 
auf der Tagesordnung. Die Übernah-
me wird zur Ausnahme. Die Bedin-
gungen verschlechtern sich in einem 

Teufelskreis: Je mehr Leute arbeitslos 
sind, desto mehr können Unternehmen 
Druck auf die ArbeiterInnen ausüben, 
Arbeitsbedingungen verschlechtern, 
Löhne senken usw. Wer damit  nicht 
klar kommt, kann gehen. Ersatz steht 
schon bereit.

Die Bundeswehr profitiert von der 
schlechten Lage und ist für junge 
Menschen attraktiv, die, wenn sie eine 
ernsthafte Perspektive hätten, niemals 
zur Bundeswehr gehen würden. Ins-
besondere diejenigen, deren Eltern 
wenig Mittel haben, sind betroffen, 

Bildet Banden
Wenn du erfahren hast, wann die Bun-
deswehr in deinen Ort kommen soll – 
das lässt sich meist an den Schulen oder 
in Zeitung & Internet rausfinden – ist 
der erste Schritt, sich zu vernetzen. Gibt 
es Leute in deiner Umgebung, die die 
Rekrutierung der Bundeswehr genauso 
ablehnen wie du? Haben die vielleicht 
Lust, mit dir zusammen dagegen ak-

tiv zu werden? Andere Organisationen 
(Gewerkschaften, BürgerInnen-Initi-
ativen, Antifa...) gibt es bei euch be-
stimmt auch – und die bieten eine gute 
Möglichkeit, mit verstärkten Kräften 
vorzugehen.

Besuch verhindern
Wenn die Bundeswehr an die Schulen 
kommen will, solltet ihr versuchen, 

Wie aktiv werden, wenn die Bundeswehr kommt?

What to do 
when the army comes 

über Schreiben an Schulleitung, Eltern- 
und SchülerInnenvertretungen um 
Unterstützung und die Absage an die 
Bundeswehr zu bitten. Vorlagen hierfür 
findet ihr auf unserer Homepage. Auch 
die Presse interessiert sich sicher für die 
Reaktion der Schule und eure Positio-
nen. Sollte die Schule uneinsichtig sein, 
kann man versuchen, Menschen aus der 
Friedensbewegung für die Unterrichts-
stunde einzuladen, um ein Gegenge-
wicht in der Diskussion zu haben. Auch 
wenn Leute von euch sich fit genug 
fühlen, die Diskussion mit dem Jugend-
offizier aufzunehmen, kann das Denk-
anstöße für MitschülerInnen geben.
kreative Aktionen 

die gute alte Aktion
Ob Infostand, Demo, Flyer verteilen, 
Straßentheater oder Flashmob – Al-
les, was die Aufmerksamkeit auf eure 
Sache bringt und die Bundeswehr dis-
kreditiert, ist gut. Dasselbe gilt für öf-
fentliche Veranstaltungen, Messen oder 
Stadtfeste. Hier kann man kreativ und 
wirksam zeigen, was man von der Bun-
deswehr und ihren Rekrutierungsan-
strengungen hält.

Wir haben auch diverse Ortsgruppen, 
vielleicht gibt es ja eine in deiner Nähe. 
Wir freuen uns auf euch!

Der Flashmob
Kurze, scheinbar spontane Aktion, 
die meist über Internet-Communities 
geplant und abgesprochen werden. 
Auf ein Zeichen reagierende Masse, 
die bestimmte Situationen im öf-
fentlichen Raum darstellt und damit 
auch politischen Inhalt transportie-
ren kann. 

Die-In 
Aktivist_innen fallen auf ein Zeichen 
hin um und spielen tot (auch mit 
Kunstblut kombinierbar), Redebei-
trag oder weitere Schauspieler_in-
nen verdeutlichen die Lage und den 
Grund der Tode.

braune Tonne
-bei Infoständen- Aktivist_innen 
spielen interessierte Bürger_innen, 
lassen sich (glaubhaft!) nacheinan-
der am Infostand bequatschen und 
nehmen massig Material mit. Neben 
dem Infostand steht gut sichtbar 
eine Mülltonne, in der die Materialien 
im hohen Bogen landen..

Material, Infos und Unterstützung be-
kommt ihr von uns, schreibt einfach 
eine E-Mail an:
bundeswehr-raus@linksjugend.de

da sie deutlich schlechtere Chancen 
im Bildungssystem haben. Gäbe es ein 
schönes Leben für alle, wäre niemand 
gezwungen, zur Bundeswehr zu ge-
hen. Das Geld, was die Regierung für 
Militär und Krieg ausgibt, sollte lieber 
in Bildung gesteckt werden. Bildung 
muss komplett umsonst sein, Selektion 
und Zugangsbeschränkungen gehö-
ren abgeschafft. Außerdem brauchen 
wir eine Ausbildungsplatzumlage: Wer 
nicht ausbildet, soll zahlen, damit alle 
jungen Menschen eine Perspektive ha-
ben. Denn Krieg ist keine (sichere) Zu-
kunftsperspektive.

Ausbildungsplätze 

statt Kriegseinsätze!


